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Einleitung: 40 Jahre Neoliberalismus in Deutschland


Der Neoliberalismus wurde ab Mitte der 70er Jahre zum epochenprägenden politökonomischen Paradigma fast aller entwickelten Industrieländer. Reagan und Thatcher und später Kohl und Schröder in Deutschland setzten ihn in ihren Ländern rücksichtslos durch. Seine Grundzüge sind im Washington-Consensus aufgezeichnet: Nachfragedrosselung und Kürzung der Staatsausgaben, Verbesserung der Effizienz der Ressourcennutzung in der gesamten Wirtschaft durch Rationalisierung und Kostenökonomie, Liberalisierung der Handelspolitik, Deregulierung von Märkten und Preisen einschließlich der Abschaffung von Preissubventionen für Grundbedarfsartikel, Privatisierung öffentlicher Unternehmen und Einrichtungen, Entbürokratisierung und Abbau von Subventionen. Dazu kam schließlich ein Vorrang für die Finanzwirtschaft.


Seit jeher beruht der Kapitalismus auf der Ausbeutung derer, die ihre Arbeitskraft auf den Markt tragen müssen. Neu für den Neoliberalismus ist die totale Verschiebung von Angebot und Nachfrage nach Arbeit. Erstens sind durch die von den Regierungen unter dem Druck der Exportkonzerne betriebene Globalisierung der Weltwirtschaft mit einem fast totalen globalen Abbau aller Schranken für den Waren- und Finanzverkehr billigste Arbeitskräfte in sehr großer Zahl auf den Weltarbeitsmarkt gekommen. Vor allem die weltwirtschaftliche Integration Osteuropas und der großen Schwellenländer China und Indien mit einer Bevölkerung von ca. 2,7 Milliarden Menschen hat das Verhältnis von Kapital und Arbeit in der Welt grundsätzlich und für sehr lange Zeiten geändert. So hatte sich nach Schätzungen von Harvard-Professor Richard Freeman die Zahl der Arbeitskräfte im globalen Wirtschaftssystem von 1,46 Milliarden auf 2,93 Milliarden verdoppelt, ohne daß das über Investitionen nach Arbeitskräften suchende Kapital (im Unterschied zum Spekulationskapital) entsprechend zunahm. Mehr als die Hälfte der Zunahme an Arbeitskräften und wahrscheinlich 80 Prozent der exportrelevanten Arbeitskraft entfällt dabei allein auf China. Mit so viel zusätzlichem Arbeitskräftepotenzial in Ländern ohne funktionierende Gewerkschaften und teilweise ohne Streikrecht konnten sich auch und gerade die deutschen Unternehmen fortan die weltweit unsozialsten und daher billigsten Standorte für ihre Produktion im benachbarten Osteuropa, in China und anderswo aussuchen und gleichzeitig die heimischen Arbeitskräfte mit Verlagerungsdrohungen gewaltig unter Druck setzen.


Zweitens drängten parallel dazu die Frauen in den Industrieländern auf die Arbeitsmärkte, wo sie meist nur schlecht bezahlte Teilzeitarbeit fanden, zumal wenn sie daneben die Hausarbeit für die eigene Familie verrichten. Überall und besonders in Deutschland baute sich eine erhebliche Lohndiskriminierung der Frauen auf. Damit wurden die Löhne für alle Arbeitnehmer unter weiteren Druck gesetzt. Drittens macht seit einigen Jahren die Automatisierung große Fortschritte und setzt viele Arbeitskräfte frei, bisher meist unter den gering Qualifizierten. Viertens kommt nun noch der Druck auf die deutschen Löhne aus der Zuwanderung billiger Arbeitskraft, wie aus dem EU-Balkan oder aus der globalen Armutsmigration.


Bei dieser Situation darf man sich nicht wundern, daß sich die Einkommen immer weiter in Richtung auf die Kapitaleigner und von den meisten Arbeitnehmern weg entwickeln. Die Lohnquote am Volkseinkommen ist von 74 % zu Anfang der 80er Jahre auf nur noch knapp 68 % gefallen, wohinter sich ein noch stärkerer Abstieg verbirgt, weil zu den Arbeitnehmern auch die leitenden Angestellten mit sehr starken Einkommenszuwächsen über diesen Zeitraum zählen. Ähnlich sind die Nettolöhne inflationsbereinigt über die letzten 14 Jahre nur um 7,5 % gestiegen, die Unternehmens- und Vermögenseinkommen dagegen um 51,7 %.


Wer dagegen glaubt, vor allem Zins und Zinseszins hätten die Verschiebung der Einkommen bewirkt, der verkennt einerseits die dramatischen Veränderungen an den globalen Arbeitsmärkten und überschätzt andererseits die Rolle der Zinsen, die ja in der Eurozone nun schon seit 8 Jahren im real negativen Bereich gehalten werden.


Sehr viel in unserer Gesellschaft hat sich über die 40 Jahre bis zur Unkenntlichkeit verändert, meist nicht zum Besseren. Der jetzt erstmals in vielen Ländern gleichzeitig ausbrechende sogenannte Populismus zeigt die stark zunehmende Unzufriedenheit der Bevölkerungen.


Seit fast 14 Jahren schreibe ich nun in bald 3.700 Rundbriefen kritische Analysen zu dieser Entwicklung. Ich kann mich in der Rückbesinnung von drei bekannten Zitaten leiten lassen: „Seit die Vergangenheit nicht mehr die Zukunft erhellt, wandelt der menschliche Geist in der Finsternis” (Alexis de Tocqueville), „Wer in der Zukunft lesen will, muss in der Vergangenheit blättern” (André Malraux ) und „Feig, wirklich feig ist nur, wer sich vor seinen Erinnerungen fürchtet” (Elias Canetti).


Hier als Einleitung zu der Rückschau auf die wichtigsten Rundbriefe des Jahres 2018 eine Übersicht zu einigen der tiefen Spuren aus 40 Jahren Neoliberalismus:


> Deutschland war früher demographisch eine andere Welt: Kamen 1970 auf 100 Ältere ab 65 Jahre noch 171 Kinder bis 14 Jahre, so sind es heute nur noch 59 (nach der UN-Projektion werden es 2050 nur noch 42 sein).


> Die Einkommen und Vermögen waren viel gleichmäßiger verteilt: Der Anteil der unteren Hälfte an den Einkommen fiel von 33 % 1965 auf unter 17 % 2013 (Abb. 20089).


> Das Steuersystem war weniger zum Vorteil der Wohlhabenden verbogen und mit Steuerflucht durchlöchert.


> Renten waren wirklich sicher.


> Einen wuchernden Niedriglohn- oder Leiharbeitssektor gab es nicht.


> Die Gewerkschaften hatte noch einen volle Mitgliederbestand (1999 noch 8 Mio., 2017 nur noch 6 Mio.).


> Die Investitionen in deutsche Industrieanlagen stiegen weit stärker als heute (Abb. 14633 unten).


> Das Arbeitnehmerentgelt stieg weit stärker als die Unternehmens- und Vermögenseinkommen, während es heute umgekehrt ist (Abb. 14633 unten).


> Gedumpte Billigimporte aus China drückten nicht auf die deutschen Löhne.


> Die Arbeitslosenquote lag in den 70er Jahren nur bei durchschnittlich 2,5 % (Abb. 14633 unten).


> Der Konsum privater Haushalte stieg pro Jahr viel stärker als heute (Abb. 14633 unten).


> Frauen mußten nicht in erschöpfender Teilzeitarbeit dazuverdienen (statt auf normalen Vollzeitjobs, wie überwiegend gewünscht), alte Menschen nicht wegen zu geringer Renten weiterarbeiten.


> Das Streßniveau am Arbeitsplatz war niedriger, so daß Arbeitnehmer seltener ausbrannten.


> Auch ärmere Familien konnten sich noch Kinder leisten.


> Wohnraum war selbst für ärmere Bevölkerungskreise noch erschwinglich.


> Das Bildungssystem war ausreichend finanziert, ebenso die Verkehrsinfrastruktur des Landes.


> Aufstieg aus den unteren Schichten war noch möglich.


> Bahn und Post waren in öffentlichen Händen gut aufgehoben.


> Von den Banken gingen keine Gefahren aus.


> Die noch mitgliederstarken "Volksparteien" verdienten diesen Namen noch und galten als solide.


> Die Zahl der Ausländer hat allein über die letzten 6 Jahre um 60 % zugenommen (Abb. 19718 unten), die der Menschen mit Migrationshintergrund noch mehr. Ungeordnete Immigration gab es früher nicht.


> Frauen konnten noch unbesorgt spazieren gehen und öffentlich mitfeiern. > Die EU war kleiner, nicht bis zur Unsteuerbarkeit überdehnt, und längst nicht so zerstritten wie heute.


> Die unpassende Euro-Einheitswährung mit ihren vielen Verwerfungen und Krisenneigungen, z.B. in der Zinspolitik, gab es noch nicht.


> Terror im Namen des Islam war bei uns unbekannt. Weihnachtsmärkte waren noch nicht betongeschützt.


> Kleine undemokratische Staaten konnten nicht mit Atomwaffen oder deren Entwicklung global drohen, wie Nordkorea.


> Die scheinbar unaufhaltsame globale Erwärmung bedrückte noch nicht die Zukunftserwartung.
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Lebenserwartung, Gesundheit, Pflege im Alter


Die britische Fachzeitschrift "The Lancet" hat jetzt die weltweit größte Gesundheitsstudie "Global Burden of Disease" (Datenbasis 2017) veröffentlicht, die alle zwei Jahre erscheint. Sie wurde Anfang der Neunzigerjahre von der Harvard University, der Weltgesundheitsorganisation und der Weltbank gegründet und beschäftigt inzwischen über 3.500 Wissenschaftler aus mehr als 140 Ländern. Ich habe für diesen Rundbrief die nicht frei zugängliche Studie heruntergeladen und für Sie ausgewertet.




	Lebenserwartung

Die meisten Menschen hoffen auf ein langes Leben, jedenfalls wenn sie gesund sind. Doch bei der Lebenserwartung zeigt sich auch für Deutschland ein deutlicher Abriß von der in früheren Zeiten immer festzustellenden Zunahme. Stieg sie für Frauen zwischen 1950 und 2000 pro Jahr noch um durchschnittlich 0,31 %, was einem jährlichen Zuwachs von 112 Tagen entsprach, so waren es zwischen 2010 und 2017 nur noch 0,03 % oder jedes Jahr nur noch 13 Tage mehr; bei Männern waren es nur noch 0,06 % oder 20 Tage mehr statt 135 (Abb. 20127, 20128). Damit ist der Zuwachs an Lebenserwartung fast zum Stillstand gekommen und könnte in Zukunft in eine Verkürzung einmünden. Die Überschrift des Berichts im SPIEGEL "Wir werden älter, aber nicht gesünder" führt an diesem Stillstand vorbei.


Im Alter von 60 Jahren bleibt den deutschen Männern die geringste Lebenserwartung in ganz W-Europa, nämlich fast drei Jahre weniger als beim Spitzenreiter Schweiz. Auch deutsche Männer und Frauen zusammengenommen haben die geringste Lebenserwartung (Abb. 20129). Die deutschen Medien gehen an diesen unbequemen Daten aus Lancet vorbei.


Da Lancet für Deutschland eine vergleichsweise gute Gesundheitsversorgung feststellt (was die Medien gerne berichten), dürften sich hier große und lebensverkürzende soziale Disparitäten, ungesunde Ernährung, ein hoher Streßpegel, schlechte Luftqualität in den Großstädten und ähnliche Faktoren ungünstiger Lebensqualität mehr als sonst in W-Europa belastend bemerkbar machen. Beispielsweise liegt Deutschland bei den Zielen der UN zur Senkung der Sterblichkeit wegen Luftverschmutzung in W-Europa auf dem vorletzten Platz nur von Griechenland noch unterboten (Abb. 20131).


Noch zu den sozialen Disparitäten: Deutschland hat in W-Europa, von den Krisenländern Italien und Spanien abgesehen, den höchsten Anteil an trotz Arbeit armer Arbeitnehmer (Abb. 17073), und in keinem anderen Land W-Europas ist unter den Arbeitslosen der Anteil von Personen mit einem Einkommen unterhalb der Armutsschwelle auch nur annähernd so hoch wie in Deutschland, vor allem eine Folge der H4-Gesetze (Abb. 20130). Nur in Großbritannien sowie den Krisenländern Portugal, Italien, Griechenland und Spanien ist der Einkommensanteil des obersten Fünftels als Vielfaches des untersten Fünftels noch größer als in Deutschland (Abb. 18855). Andererseits ist vielfach nachgewiesen, daß ärmere Menschen erheblich früher sterben als reichere.




	Gesundheit gleich gesunde Lebensjahre

Nach der internationalen Gesundheitsstudie rangiert Deutschland beim Hauptindikator für die Erreichung der UN-Ziele einer nachhaltigen Entwicklung im Gesundheitsbereich noch im unteren Mittelfeld (Abb. 20135), was vor allem der relativ guten Versorgung durch Ärzte und Krankenhäuser zu verdanken ist.


Ein besserer Indikator für die Lebensqualität ist dagegen die Wahrscheinlichkeit gesunder Lebensjahre. Hier hängt Deutschland sehr zurück. Die deutschen Männer kommen in W-Europa nur auf den vorletzten Platz, drei Jahre hinter dem Spitzenreiter Schweiz (Abb. 20132) und bei den Frauen sieht es nur wenig besser aus (Abb. 20133). Das Ergebnis ist umso enttäuschender, als Deutschland ein relativ gutes Gesundheitssystem hat und dafür unter den ersten drei Ländern in W-Europa gemessen an seiner Wirtschaftsleistung verhältnismäßig viel ausgibt (Abb. 19856).


Noch schlechter sieht es für deutsche Männer im Alter von 65 Jahren aus. Hier rutschen sie bei der Erwartung gesunder Lebensjahre auf den letzten Platz in W-Europa ab (Abb. 20134); 1990 hatte Deutschland noch auf dem fünftletzten Platz gelegen. In diesem Alter ist ein Rückstand gegenüber dem Spitzenreiter Schweiz von fast zwei Jahren sehr viel. Das Leben in Deutschland zeichnet sich also nicht durch ein besonders hohes Gesundheitsniveau aus. Auf einige von mir vermutete Gründe bin ich schon bei der Lebenserwartung eingegangen.




	Das Interesse an guter Pflege im Alter

Mit zunehmendem Alter werden die meisten Menschen in der einen oder anderen Form pflegebedürftig. In der Altersgruppe von 80 bis 85 Jahren sind es etwas mehr als 21 %, bei 90 Jahren und älter schon etwas mehr als zwei Drittel der Altersgruppe. Das gern als "gesegnet" angepriesene Alter ist also in aller Regel eines in Pflege.


Ein besonders häufiger Zugang zur Pflegebedürftigkeit kommt über Demenz, Parkinson oder Schlaganfall. In Deutschland gelten heute etwa 1,7 Millionen Menschen als demenzkrank. Ungefähr zwei Drittel davon haben Alzheimer, die häufigste Form der Demenz. Nach einer neuen Studie des University Medical Center Rotterdam erkrankt die Hälfte aller Frauen über 45 Jahre und ein Drittel aller Männer an Demenz oder Parkinson; dabei liegt allein der Anteil von Demenz bei 26 % für Frauen bzw. 14 % für Männer. In der Altersgruppe über 85 Jahre kommt das größte Pflegerisiko von Demenz.


Bisher gibt es keine Heilmittel gegen Demenz/Alzheimer. Die derzeit verfügbaren Medikamente verlangsamen nur das Fortschreiten der Erkrankung, können sie aber weder aufhalten noch heilen. Daß bereits einige große pharmazeutische Unternehmer, wie die Firma Pfizer, die Forschung in diesem Bereich komplett eingestellt haben, läßt nach Ansicht der Techniker Krankenkasse (TK) in ihrem Demenz Innovationsreport die Hoffnung auf einen Durchbruch in der Therapie in weite Ferne rücken. Dabei beklagt die TK eine "flächendeckende Fehlversorgung" von Demenzkranken. Viele Patienten mit Alzheimer bekämen ausschließlich Beruhigungsmittel. Medikamente, die den Gedächtnisverlust verlangsamen, blieben ihnen verwehrt und würden nur an etwa 14 % der Kranken gegeben. Die Hälfte der Patienten bliebe unbehandelt.


Im TK-Meinungspuls aus dem September 2018 wurden die Menschen in Deutschland bevölkerungsrepräsentativ zum Thema Pflege und Demenz befragt. Dabei zeigte sich, dass die Angst vor Demenz groß ist: Wer persönlichen Kontakt zu Demenzbetroffenen hat, hat auch häufiger Angst, selbst zu erkranken. Unter Befragten mit Kontakt zu Menschen mit Demenz äußerten 58 % große Sorge, selbst zu erkranken. Bei denjenigen ohne Kontakt zu Personen mit Demenz teilt diese Sorge immer noch eine sehr große Minderheit von 46 %.


Nach dem Barmer-Pflegereport 2018 fühlen sich pflegende Angehörige oft überlastet. Mehr als die Hälfte der Pflegebedürftigen wird ausschließlich durch Angehörige ohne Beteiligung von Pflegeeinrichtungen versorgt, Bei den Über-60-Jährigen hat knapp jeder Vierte einen Pflegebedürftigen im Haushalt. Doch der "größte Pflegedienst der Nation" steht am Rande seiner Kräfte: Viele der 2,5 Millionen pflegenden Angehörigen sind der Untersuchung zufolge überfordert, gestreßt oder selbst krank. Dabei leiden viele unter Schlafmangel (fast 40 %) und sind körperlich und psychisch überfordert. Jeder Vierte hat seine Arbeit aufgrund der Pflege reduziert oder ganz aufgeben müssen.


Die Pflege bestimmt bei 85 % der Betroffenen täglich das Leben. Die Hälfte von ihnen kümmert sich sogar mehr als zwölf Stunden täglich um pflegebedürftige Angehörige. Im Ergebnis stehen 14 % der pflegenden Angehörigen kurz davor, die Pflege einzustellen oder wollen nur mit mehr Hilfe weiter pflegen. Knapp 20 % haben Zukunfts- und Existenzängste.


Auf der anderen Seite krankt auch die Pflege in Pflegeeinrichtungen. Die Bertelsmann-Stiftung geht bis 2035 von einer Lücke von 500.000 Vollzeitkräften aus, wenn sich die Zahl der Pflegebedürftigen so erhöht wie derzeit prognostiziert. Nach einer neuen Untersuchung des Instituts der deutschen Wirtschaft muß die Zahl der Pflegefachkräfte bis zum Jahr 2035 um 44 % auf rund eine halbe Million steigen.


Der schon jetzt akute Personalmangel betrifft primär die gut ausgebildeten Fachkräfte, weniger die Hilfskräfte; er ist in der ambulanten Altenpflege noch gravierender als in der stationären. Der Personalmangel führt derzeit dazu, daß Anforderungen an die persönliche Qualifikation von Bewerbern heruntergeschraubt werden. Gemäß "Pflegethermometer" können 22 % keine Patienten aufnehmen, 80 % zumindest nicht sofort. Im internationalen Vergleich unter westlichen Ländern ist Deutschland mit Pflegepersonal für die Älteren relativ schlecht ausgestattet (Abb. 20056). Der von der Bundesregierung jetzt vorgesehene Anstieg um 13.000 zusätzliche Stellen in der vollstationären Altenpflege ist weniger als ein Tropfen auf einen heißen Stein.


Nicht einmal jeder Zweite ist nach der Barmer-Umfrage mit der eigenen Vorsorge für den Fall einer Pflegebedürftigkeit zufrieden. 48 % fühlen sich nicht ausreichend abgesichert und nur 47 % hingegen schon. Darüber hinaus gab jeder Dritte an, noch keinerlei finanzielle Vorsorge für das Alter getroffen zu haben. Da die Pflegeversicherung nur einen Teil der Gesamtkosten der Pflege übernimmt, müssen immer mehr alte Menschen Hilfe zur Pflege (Sozialhilfe) in Anspruch nehmen. Vor allem bei Heimunterbringung reichen die Pflegeversicherung und das eigene Einkommen häufig nicht aus. Von 1989 bis 2016 hat sich die Zahl der Empfänger von Hilfe zu Pflege um mehr als die Hälfte auf 440.000 erhöht. Nach einer Umfrage für den neuen DAK-Pflegereport beklagen 87 % der Befragten, Pflegeheime seien teuer. Sieben von zehn Befragten sind der Meinung, daß sich viele Familien Pflegedienste und Heime nicht leisten können.


Außerdem gehen den alten Menschen schon demografisch zunehmend die Familien verloren, in denen sie sich aufgehoben fühlen könnten. Wie dramatisch dieser Prozeß ist, zeigt ein Vergleich mit dem Jahr 1970. Damals kamen im statistischen Vergleich in Deutschland auf jeweils 100 Ältere ab 65 Jahren noch 171 aus der Generation der Enkelkinder bis zu 14 Jahren, während es heute nur noch 60 sind und nach den Projektionen aus dem UN Bevölkerungsprogramm in 2050 nur noch etwa 42 sein werden (Abb. 20138). Sehr viele der Alten dürften schon heute keine Enkelkinder mehr haben.




	Wo bleiben die berechtigten Interessen an staatlicher Daseinsvorsorge?

Für ein so reiches Land wie Deutschland ist völlig unverständlich, wie die Erwartung gesunder Lebensjahre und angemessener Pflege im Alter so unter die Räder kommen, und offensichtlich weit mehr als in den meisten Vergleichsländern.


Die "Daseinsvorsorge" als staatliche Aufgabe zur Bereitstellung der für ein menschliches Dasein als notwendig erachteten Güter und Dienstleistungen, also die Grundversorgung, scheint erheblich Not zu leiden. Ebenso scheint das Sozialstaatsprinzip, wonach ausweislich Artikel 21 Grundgesetz Deutschland ein "sozialer" Bundesstaat ist, weitgehend vergessen. Das ist umso unverständlicher, als gleichzeitig in weiten Kreisen der Politik die Fürsorge für ausländische Zuwanderer, die meist aus wirtschaftlichen Gründen zu uns kommen und zu großen Teilen dauerhaft auf staatliche Fürsorge angewiesen sind, ganz oben rangiert.




	Angst vor dem Alter?

Nachdem ich diese Ergebnisse festgestellt hatte, konnte ich die Frage nicht vermeiden, wie viele Menschen in bedrückender Angst an ihr Alter denken? Wie sieht es bei den vielen Menschen aus, die nach kleinen Arbeitseinkommen und gemessen an diesen die unter allen Ländern in W-Europa niedrigsten Renten beziehen (Abb. 20074)? Wie eigentlich ist es um die Lebensqualität in einem Land bestellt, in dem solche Ängste grassieren?


Es gibt eigentlich nur einen Grund für diese Lage: Betroffen von den hier beschriebenen Übeln sind vor allem die weniger wohlhabenden Bevölkerungskreise bis weit in die Mittelklasse hinein, die weder genug Mittel für ein langes und gesundes Leben, noch vor allem für eine angemessene Pflege aufbringen können. Für deren Los aber interessiert sich die deutsche Politik bisher relativ wenig, und schon gar nicht die abgehobenen Eliten. Man müßte anderswo massiv Steuern erhöhen, um diesen Übeln wenigstens teilweise beizukommen. Der wachsende Populismus ist hier ein erster Weckruf.
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mir, wo die Kinder sind, wo sind sie geblieben?


Am letzten Mittwoch ließ eine amtliche Meldung aufhorchen: Die Zahl der Kinder und Jugendlichen bis 18 Jahre in Deutschland sei über die zwanzig Jahre seit 1997 um 2,3 Millionen gesunken. Gemessen an dem heutigen Bestand von 13,4 Mio. ist das in diesem historisch relativ kurzen Zeitraum immerhin ein Rückgang, ohne den die Zahl der Kinder um 17 % höher wäre. Bei deutsch-stämmigen Kindern ist der Rückgang noch wesentlich dramatischer, da 2017 vom Gesamtbestand allein 4,9 Mio. Kinder der Migration geschuldet waren. Bei den unter 3-Jährigen lag der Anteil derer mit Migrationshintergrund 2017 bereits bei 39 %; ohne sie wäre die Zahl der Deutschstämmigen in dieser Altersgruppe noch einmal um 39 % geringer.


Eigentlich waren die Geburtenzahlen seit dem Jahr 2012 wieder gestiegen, so daß die Medien schon von einer Trendwende sprachen. Doch der Trend brach im vergangenen Jahr schon wieder ab. Der Geburtenrückgang wird von zwei Entwicklungen gestützt. Einerseits hat der Anteil total kinderloser Frauen immer weiter zugenommen und liegt jetzt bei etwa 21 % (Abb. 20140). Soweit sich dieser Trend in den letzten Jahren abschwächte, liegt das vor allem an der geringen Kinderlosigkeit bei Frauen mit meist muslimischem Migrationshintergrund und dürfte sich sonst fortsetzen.


Andererseits werden Familiengründungen und Erstgeburten immer weiter nach hinten und dabei oft in ein weniger fruchtbares Alter verschoben. Anfang der 70er-Jahre waren Frauen im früheren Bundesgebiet bei der ersten Geburt durchschnittlich gut 24 Jahre alt; im Jahr 2016 waren sie mit fast 30 sechs Jahre älter.


Im internationalen Vergleich hat Deutschland nach einer Untersuchung des Geburtsjahrgangs 1968 die höchste Rate an kinderlosen Frauen (Abb. 19498). Deutschland gehört zusammen mit Österreich und der Schweiz zu den Ländern, in denen die Kinderlosigkeit besonders stark gestiegen ist (Abb. 19499). Hinzu kommt dann noch, daß Deutschland zusammen mit Italien und Portugal zu den Ländern gehört, bei denen der Anteil der Frauen, die sich drei oder mehr Kinder wünschen besonders niedrig ist (Abb. 19500).


Schließlich ist Kinderlosigkeit in Deutschland vor allem und in allererster Linie ein soziales Problem, wie der Mikrozensus von 2016 wieder gezeigt hat: Je geringer das Haushaltseinkommen, umso höher der Anteil der Kinderlosen (Abb. 17894). Die Differenz von 15 % bis 41 % oder fast einer Verdreifachung ist enorm, zumal sie seit 2012 noch weier zugenommen hat. Sie zeigt auch, daß natürliche Unfruchtbarkeit, die es immer schon gegeben hat und gegen die es heute bessere Behandlungsmethoden (bis zur In-vitro-Fertilisation) gibt, nur eine untergeordnete Rolle bei der starken Entwicklung von Kinderlosigkeit insgesamt spielt.


Wenn also die Kinderlosigkeit in Deutschland so sehr ein soziales Problem ist, kann man ihm nur mit einem Abbau der in Deutschland besonders großen sozialen Ungleichheiten beikommen, wo das reichste 1 % 15-mal mehr Vermögen als die ganze untere Hälfte der Haushalte zusammen besitzt, das oberste Tausendstel immer noch 8-mal mehr (Abb. 20105) und wo nach Berechnungen des international bekanntesten Forschers in diesem Bereich Branko Milanovic der GINI-Ungleichindex vor Steuern und Sozialleistungen noch höher als in USA liegt (Abb. 20008).


Stattdessen die Schleusen für mehr Einwanderung zu öffnen oder - wie Sozialminister Spahn - mit einer Sondersteuer für Kinderlose, bei denen meist steuerlich ohnehin wenig zu holen ist, zu kommen oder gar das Problem zu verharmlosen, wie es immer wieder geschieht, zeigt nur die Dummheit der politischen Eliten unseres Landes und ihrer medialen Wasserträger. Leider wird die soziale Dimension der Kinderlosigkeit in der Öffentlichkeit weitgehend verschwiegen. Auch in dem ausführlichen Pressestatement des Präsidenten des Statistischen Bundesamts zur Kinderlosigkeit vom 26. Juli 2017 gab es keinerlei Hinweis auf die Einkommensverhältnisse. Absichtlich?


Wie dramatisch dieser Prozeß insgesamt abläuft, zeigt ein Vergleich mit dem Jahr 1970. Damals kamen im statistischen Vergleich in Deutschland auf jeweils 100 Ältere ab 65 Jahren noch 171 aus der Generation der Enkelkinder bis zu 14 Jahren, während es heute nur noch 60 sind und nach den Projektionen aus dem UN Bevölkerungsprogramm in 2050 nur noch etwa 42 sein werden (Abb. 20138). Auch im Vergleich zur Generation derer bis zu 17 Jahren ist es mit 61 auf 100 Alte im Jahr 2020 gegenüber 174 im Jahr 1970 nicht sehr viel besser bestellt.


Im internationalen W-Europa-Vergleich rangiert Deutschland bei dieser Entwicklung zusammen mit Portugal und Italien ganz am Ende (Abb. 20139). Auch hier sind die Abstände zu den Spitzenreitern Irland, Frankreich und skandinavische Länder enorm.


Sehr viele der Alten in Deutschland, soweit sie nicht einen Migrationshintergrund haben, dürften schon heute keine Enkelkinder mehr haben. Da viele mehr als ein Enkelkind haben, muß sich Deutschland bei 61 Jungen auf 100 Alte einem Zustand nähern, in dem eine Mehrheit der deutschstämmigen Alten gar keine Enkelkinder in der Altersgruppe von 0 bis 17 Jahre mehr hat. Wer dieser Menschen wird dann noch für die eigene Familie an die Zukunft denken? Wer wird verstehen, was in den Köpfen der Jungen vorgeht?


Wer aus der Politik wird die Verantwortung dafür übernehmen, Deutschland in eine solche Situation gebracht zu haben? Schröder (keine eigenen Kinder oder Enkelkinder) etwa, der mit seinen zutiefst unsozialen Reformen in sieben Regierungsjahren für viele der Millionen nicht mehr geborenen Kinder verantwortlich ist? Gar nicht zureden von den vielen trotzdem geborenen H4-Kindern - mit über 2 Millionen fast jedes siebente Kind unter 18 -, die oft fürs ganze Leben stigmatisiert sind und sich nicht selten dann selbst keine Kinder leisten können. Die demnächst 16 Jahre lang regierende Merkel (auch ohne Kinder und Enkelkinder) etwa, die gerade erst wieder unverbesserlich sagte: "Es ist kein Fehler gewesen, die Migranten kurzfristig aufzunehmen"? Und was soll da das "kurzfristig"? Die, die die sozialen Brüche in Deutschland immer größer gemacht haben, tragen auch erhebliche Mitverantwortung für seine Kinderlosigkeit, die sich wie ein großer Tanker nun in der Richtung sehr lange nicht mehr verändern lassen wird.




global news 3695 12-11-18: Rückbesinnung: Vernunft


oder nur psychopathische Nostalgie? Wider die


Meinungsmacher


Bertelsmann ist bekanntlich einer der größten und zugleich gröbsten neoliberalen Meinungsmacher in Deutschland, dessen Umfragen gern von den ebenso neoliberalen Medien übernommen werden, die dann ebenfalls als Meinungsmacher auftreten. Ohne Rücksicht auf die eigene Rolle als Meinungsmacher behauptet Bertelsmann in einer neuen auf eine Umfrage gestützten Studie, Nostalgie beeinflusse die öffentliche Meinung und setzt dementsprechend die Überschrift: "Wie Nostalgie die öffentliche Meinung in Europa beeinflusst - Die Macht der Vergangenheit". Nun ist "Nostalgie" im Sprachbewußtsein der meisten Menschen ein emotionaler Zustand, der mit Vernunft wenig zu tun hat.


Die ganze Bertelsmann-Untersuchung stemmt sich gegen jede Form von vernünftiger Rückbesinnung und verteufelt solche unerwünschten Erscheinungen als bloße und unrealistische Nostalgie: "Nostalgie erlaubt es den Menschen, sich mental an einen vertrauten und sicheren Ort zurückzuziehen und sich so innerlich zu stabilisieren.


Was Psychologen als eine wertvolle innere Ressource betrachten, wird in der Politik allerdings vor allem als Mittel der Agitation missbraucht."


Wer denkt, die Welt sei früher ein besserer Ort gewesen und die Umfrage entsprechend beantwortet, ist nach Ansicht von Bertelsmann ein "Nostalgiker" und wird als solcher gebrandmarkt. So setzt der Meinungsmacher Bertelsmann über die Studie ein Zitat von Shakespeare: "Wenn süßes, stilles Sinnen mich erfasst, Erinnre ich mich der Vergangenheit, Bis seufzend ich, wie vieles ich verpasst, Die Zeit mit alter Klage mir verleid!" Da möchte man Bertelsmann andere und weit modernere Zitate entgegenhalten, wie Elias Canetti "Feig, wirklich feig ist nur, wer sich vor seinen Erinnerungen fürchtet" oder Søren Kierkegaard "Das Leben kann nur in der Schau nach rückwärts verstanden werden" oder André Malraux "Wer in der Zukunft lesen will, muss in der Vergangenheit blättern".


Prompt greifen die neoliberalen Medien, wie der SPIEGEL, die Umfrage auf. Beim Spiegel wird in der Überschrift seines Artikels aus der in der Umfrage vorgegebenen Bejahung oder Verneinung von "die Welt war früher ein besserer Ort" gleich "Früher war alles besser", obwohl von "alles" in der Umfrage gar nicht die Rede war und keiner eine so dämliche Behauptung aufstellen könnte. Die tendenziöse Darstellung bei Bertelsmann wird also beim SPIEGEL noch weiter verstärkt.


"Die Welt war früher ein besserer Ort" antworten fast zwei Drittel der Befragten in Deutschland und mehr noch in Italien und Frankreich bejahend; für die EU insgesamt sind es sogar 67 % (Abb. 20124).


Das eigentlich Erstaunliche am Umfrageergebnis ist, wie durch alle Altersgruppen mehrheitlich die Meinung der angeblichen Nostalgiker vorherrscht. Der "SPIEGEL" macht daraus fälschlich: "Je älter die Befragten, desto eher sind sie nostalgisch eingestellt. Jugendliche unter 25 sind am wenigsten empfänglich für nostalgische Gefühle, während es bei den 35- bis 65-Jährigen rund zwei Drittel der Befragten sind". Tatsächlich aber besteht zwischen den 26- bis 35-Jährigen mit 65 % und den 56- bis 65-Jährigen mit 70 % kaum ein Unterschied und die kritischste Gruppe ist die in der Mitte von 36 bis 45 Jahre (Abb. 20125).


Die wirklich Älteren mit mehr als 65 Jahren auf dem Rücken wurden eigenartigerweise erst gar nicht befragt, als wären sie total in der Nostalgie verkommen und zählten daher nicht mehr. Wenn dagegen die ganz Jungen zwischen 16 und 25 Jahren nur zu 55 % die frühere Welt für besser halten und in Deutschland sogar nur zu 42 %, so kann man dieses Ergebnis getrost zur Seite legen, weil die meisten von ihnen die Welt von früher gar nicht selbst erlebt haben, jedenfalls nicht in politisch wachem Zustand. Die kritische Meinung geht also praktisch durch alle Altersgruppen und hätte Bertelsmann daher besonders zu Denken geben müssen.
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